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Telegraphiſche Depeſche der Breslauer Zeitung. 
f London, 20. Febr. Im Unterhauſe iſt das Miniſterium bei der Palmer: 
Onfchen Motion zu der Milizbill mit 11 St. in der Minorität geblieben, 


Rufen hat dem zu Folge feinen Rücktritt erklärt und man glaubt, daß Lord 


Derby mit Bildung eines neuen Kabinets beauftragt werden würde. 


Telegraphiſche Nachrichten. 
en Turin, 19. Febr. Der Senat hat das Penſionsgeſetz mit 39 gegen 18 
limmen augenommen. Das ſardiniſche Generalkonſulat in Athen iſt auf- 
erhoben, dagegen das Vicekonſulat zu Syra zu einem ordentlichen Konſulate 
hoben worden. 

N om, 12. Febr. Dem Catolico zufolge ſollen der Biſchof v. Sinigaglia, 
er Erzbiſchof von Bordeaux, der Sekretär der heil. Kongregation d' Andrea 
und deren geweſener Schatzmeiſter Morichini den Kardinalshut empfangen. 
Zu Rimini wurden am S., am Vorabende der Proklamirung der römiſchen 
Exrepublik, zwei dreifarbige Fahnen öffentlich aufgepflanzt und derartige Ko⸗ 
karden ausgetheilt. Auch zu San Marino und in Spoleto fanden ähnliche 
Demonſtrationen ſtatt. Hier hatten ſich gleichfalls einige Mazziniauer zu⸗ 
ſammengeſchaart, um den Jahrestag zu feiern; die Behörde ſchritt überall 
gegen dieſes Beſtreben ein. Ein politiſcher Verbrecher, der zur Zeit der Ne 
Publif mehrere Geiſtliche ermordet hatte, iſt zum Tode verurtheilt und Hin: 

gerichtet worden. 2 


Preußen. 


gen erlin, 21. Febr. [Amtliches.] Se,. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
deichen dem Kreisgerichts-Kanzliſten g. D. Winkler zu Memel das allgemeine Ehren⸗ 


zu verleihen. » 


Entl em Rechtsanwalt und Notar v. Garnier zu Kreuzburg iſt die nachgeſuchte 
Gag son ſeinen Aemtern als Rechtsanwalt und Notar ertheilt. 
5 


und Gru 5 
Herzoge von Sachſen-Altenburg ihnen verliehenen, dem herzoglich ſachſen⸗erneſtiniſchen 
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en 
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A 0 Abz. f. V., v. Rohr, Oberſt zur Disp., zuletzt Oberſt⸗Lt. u. Komdr. des 8. 


de, Oberſt-Lt. 


nif. 


3 
im 9 dieſes Reg. mit den vorſchr. Abz. f. B., 


ajor zur Disp., zuletzt Hauptm. 
. delſtaedt, Major 
w. im Mi. Juf. 8 ea eile or 


5. V ich mit Beibehalt ı ; in 9 
bern G- ſämmtlich mit Beibehalt ihrer bisher, Penſion in Ruheſtand verſetzt. v. Blomberg, 
fa et, zur Disp. zulezt Major im Kadetten Kolps, mit der Unif. des Kad.⸗Korpe mit den 


v 
de ®r. Ab}. f. B. und feiner bish. Penſſon, 


er Si . 
in ſe Stellung als Führer des 2. Aufgebols bom 2. Bat. 12. Reg. entbunden, und tritt derſelbe 
Auen früheres Verhältniß als penf. Offizier zurück. 1 0 


Any berlin, 21. Februar. [Der Arnim'ſche Prozeß). Vor der vierten Abtheis 
pre riminalgerichts wurde heute der Prozeß gegen den ehemaligen Miniſter der 
820 2 Angelegenheiten, jetzigen Abgeordneten zur erſten Kammer, Freiherrn 
Sn . We und den ehemaligen Redakteur der „Conſt. Zeitung“ v. Bardeleben 
„ a wie es heißt, wegen Verleumdung der Staatsregierung. Lange 
aug Ab 3 der Sitzung hatte ſich ein zahlreiches Publikum, beſtehend theilweise 
ſſge in 5 neten zur erſten und zweiten Kammer und aus Berichterſtattern für hie⸗ 
giſche S e Zeitungen, eingefunden, unter welchen letztern namentlich die bel⸗ 


8 franzöfifche Preſſe ſtark vertreten war. Die Angeklagten waren in Beglei⸗ 
Aus der „N. Pr. 3.7 \ : 


— 


tung ihres Vertheidigers, des Abgeordneten zur zweiten Kammer, Juſtizrath Ulfert, 
erſchienen. Als geladene Zeugen haben wir bis zum Beginn der Verhandlung nur die 
Abgeordneten zur zweiten Kammer: Oberpräſident v. Kleiſt-Retzow, Profeſſor Ohm 
und Juſtizrath Geppert geſehen. 

Nach 9 Uhr betrat der Gerichtshof unter dem Vortritt des Stadtgerichts-Raths 
Stahn den Gerichtsſaal und der erſte Staats- Anwalt des Stadtgerichts, Meyer. 
Letzterer ergriff ſofort das Wort dahin: „Auf Grund des § 15 des Geſetzes vom 
2. Januar 1850 ſieht ſich die Staats-Anwaltſchaft genöthigt, auf Ausſchließ ung 
der Oeffentlichkeit dieſer Sitzung anzutragen. Ihnen, meine Herren Richter, die 
Sie die Anklage kennen, wird zwar ein ſolcher Antrag etwas auffallend erſcheinen; 
wenn Sie aber die Beweismittel werden kennen lernen, welche die Staats-Anwaltſchaft 
zur Aufrechthaltung der Anklage beibringen wird, wird Ihnen jedes Bedenken ſchwin⸗ 
den. Auch wir, meine Herren Richter, haben lange gezögert, ehe wir uns zu dieſem 
Antrage entſchloſſen, und erſt nach reiflichſter Erwägung aller Gründe ſind wir 
zu dieſem Entſchluſſe gekommen. Wir wünſchten es auch, ſo aufrichtig, als 
es nur irgend Jemand hier wünſchen kann, daß es uns geſtattet ſein möge, nachzu⸗ 
weiſen, wie ungerechtfertigt die Schmähungen ſind, die gegen die Regierung Sr. Ma⸗ 
jeſtät vorgebracht, wie ſehr die heiligſten Pflichten verletzt worden ſind. Dennoch dürfen 
wir aus Rückſichten für das öffentliche Wohl dies nicht thun, wir wollen es nicht thun, um 
nicht in die Fehler unſer Gegner zu fallen. Die Beweismittel, die wir Ihnen vorlegen werden 
und müſſen, betreffen Depeſchen, welche das auswärtige Departement erhalten hat; es 
ſind dies ſogar meiſtentheils vertrauliche Mittheilungen der Staatsregierungen unter 
ſich, die, ſo viel es erlaubt war, ſchon früher veröffentlicht und namentlich den Kam⸗ 
mern mitgetheilt worden ſind. Wir aber, meine Herren, müſſen dieſe vertraulichen 
Mittheilungen, damit ſie die Sachlage genau überſehen und prüfen können, Ihnen aus⸗ 
führlicher mittheilen, und dürfen wir es darum nicht zugeben, daß ſie, durch die Zei⸗ 
tungen weiter verbreitet, morgen Gegenſtand der Unterhaltungen in Kaffees und Bier⸗ 
Häuſern werden. Leider wiſſen wir, daß ſelbſt beim Ausſchluß der Oeffentlichkeit häufig 
Mittheilungen in das Publikum dringen, welche nicht für daſſelbe beſtimmt ſind; leider 
iſt es durch die Erfahrung beſtätigt, daß ſelbſt Mittheilungen, welche auf vertraulichem 
Wege den Kammer⸗Kommiſſionen zugefertigt ſind, weiter verbreitet werden; wir unſern 
Theils dürfen jedoch nichts verabſäumen, eine ſolche unnöthige Veröffentlichung zu ver⸗ 
hüten zu ſuchen, ſo weit es in unſern Kräften ſteht. Dennoch, meine Herren Richter, 
obſchon, wie bereits angeführt, wir vorausſehen können, daß ein Theil des Inhalts 
der vertraulichen diplomatiſchen Depeſchen, welche wir Ihnen zur Kenntniß bringen 
müſſen, in das Publikum kommen wird, tragen wir auf Ausſchluß der Oeffentlichkeit 
dieſer Verhandlung an. } 

Vertheidiger Ulfert (gereizt): In dem Moment, wo gegen einen Mann, der ſelbſt 
eine Zeit lang an der Spitze der Regiernng Sr. Majeſtät geſtanden, eine Anklage 
erhoben worden iſt, die der Gegenſtand aller Beſprechungen weit über die Grenzen des 
preußiſchen Staates geworden it, trägt die Staatsanwaltſchaft, welche die Anklage er⸗ 
hoben, auf Ausſchluß der Oeffentlichkeit an. Ich habe die Zuverſicht, daß Sie dem 
Antrage nicht Folge geben werden. Was der Herr Staatsanwalt aber wegen eines 
Bruches des Vertrauens angeführt hat, der von einem Kammermitgliede verübt ſein ſoll, 
ſo kann ſich dies nur auf meine Perſon beziehen, denn ich war Mitglied jener Kom⸗ 
miſſion. Die Verhandlung wird Gelegenheit geben, darauf näher zurückzukommen. 

Staatsanwalt. Ich glaube, daß es der Herr Vertheidiger iſt, welcher dieſe ver⸗ 
traulichen Mittheilungen weiter verbreitet hat. b ö 

Nachdem hier von dem Vorſitzenden des Gerichtshofes vorläufig jede weitere Dis⸗ 
kuſſion über dieſen Gegenſtand abgeſchnitten, entſcheidet der Gerichtshof nach kurzer Be⸗ 
rathung, daß dem Antrage der Staatsanwaltſchaft nachzugeben, und ſomit die Oef⸗ 
fentlichkeit der Verhandlung ausgeſchloſſen werde. d 

Wir hören nachträglich, daß bis heute Nachmittag 3 Uhr ein Urtheil noch nicht ge⸗ 
fällt iſt, die Verhandlung vielmehr noch fortwährt, obſchon, wie es heißt, die vorgela⸗ 
denen und erſchienenen Zeugen jede Auskunft über die ihnen vorgelegten Fragen verwei⸗ 
gert haben ſollen. 

(Ueber den Ausfall des Prozeſſes haben wir bereits eine telegraphiſche Meldung 
mitgetheilt, welche noch dahin zu ergänzen, daß Herr v. Bardeleben zu 100 Thaler 
Geldbuße oder 2 Monaten Gefängnißſtrafe veurtheilt ward. Die Red. der Bresl. 3.) 

Berlin, 21 Februar. [Zur Tageschronik.] Das neueſte Amtsblatt der k. Regierung zu 

otsdam und der Stadt Berlin enthält die Statuten der deutſchen Koloniſatlalge⸗ 
elch für Gentral-Amerita, fo wie die allerhöchſte Beſtätigungsurkunde derſelben. 
Nach den Statuten hall dieſe, mit Korporationsrechten verſehene, in Berlin domleiliende Aktien 
geſellſchaft den Zweck, die geordnete Anſſedelung deutſcher Auswanderer in den taaten 1 00 
Central⸗Amerika zu leiten, und die Intereſſen der ſich bildenden Kolonie zu fördern. Bu 
Behufe wird die Geſellſchaft zunähft: 1) die nothwendigen Vorbereitungen für die erſte 


- 
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tung der Koloniſten treffen laſſen; 2) den Auswanderern geeignete Landdiſtrikte für beftimmte 

reife als Eigenthum überlaſſen; 3) die Kolonie der Staatsregierung gegenüber vertreten. Als 

rundkapital der Geiellſchaft iſt die Summe von 100,000 Thlr. preuß. Courant ſeſtgeſetzt, welche 
durch Aktien à 200 Thl. aufgebracht wird. Dieſes Kapital kann nach Beſchluß der Generalver⸗ 

ſammlung und mit Genehmigung der Staatsregierung erhöht werden u. ſ. w. g 

Auf die vorgeſtern ftottgehabte Sitzung des Grmeinderaths folgte eine geheime, über welche 
wir der „V. Ztg.“ Folgendes entnehmen: Der Magiſtrat hatte bei dem Gemeinderath beantragt, 
eine N age an die Kammern zu richten, worin nachgeſucht wird, die Mahl- und Schlachtſteuer 

für Berlin als Staatsſteuer aufzuheben, dieſelbe aber als Kommunalſteuer zur Deckung des im⸗ 

mer bedeutender werdenden Etats der Stadt fortbeſtehen zu laſſen, und daneben zur Ausglei- 

chung des für den Staat dadurch entſtehenden Einnahmeausfalls die Klaſſenſteuer 1 ren. 
Der Magiſtrat ſtützte ſeinen Antrag darauf, daß die finanzielle Lage der Stadt eine Erhöhung 

der Einnahmequellen dringend nothwendig mache, und eine Klaſſenſteuer noch zumeiſt geeignet 
ſein werde, die Steuerbelaſtung der ärmern mit der der bemitteltern Bevölkerung in ein richtiges 
Verhältniß zu bringen. Die durch dieſe Finanzoperation nach deren Genehmigung der Stadt 
ufließenden Mehreinnahmen ſollten nach der Anſicht des 1 880 zur Erbauung neuer Schul⸗ 
häuser, Hoſpitäler ꝛc., ſo wie dazu verwendet werden, die Wohnungen unter fünfzig ganz von 
der Miethsſteuer zu befreien und die Miethsſteuer überhaupt von 6% auf 5 PCt. 
herabzuſetzen. Im Gemeinderäthe fand dieſe Anficht und der Antrag des Magiftrats 
vielſeitigen, ja faſt allgemeinen Widerſpruch, welcher theils aus dem Weſen der Klaſſen⸗ 
ſteuer, theils aus den finanziellen Zuſtänden der Stadt hergeleitet waren. Man war der Anſicht, 
es werde in dieſem Jahre gelingen, die Ausgaben der Stadt durch die Einnahmen zu decken. 
Jedenfalls werde erſt der Rechnungsabſchluß dieſes Verwaltungsjahres, nachdem auch während 
dieſer Zeit die Rechnungslegung aus den früheren Jahren vollſtändig abgeſchloſſen, ein klares 
Bild von dem Finanzzuſtand der Stadt gewähren, und werde man erſt daraus ermeſſen können, 
ob eine neue Finanzmaßregel überhaupt unumgänglich nöthig iſt, und in welcher Weiſe 
dieſelbe am zweckmäßigſten zu veranlaſſen ſein wird. Man beſchloß aus allen dieſen Gründen, 

den Antrag des -Magiſtrats für jetzt nicht auſzunehmen, ſondern ſich dieſe Angelegenheit nach 
1 und nach erfolgtem Rechnungsabſchluß dieſes Verwaltungsjahres abermals vorlegen 
zu laſſen. 

C., B Der hieſige Profeſſor Trahndorf, aus früherer literariſcher Thätigkeit als eifriger Be⸗ 
kämpfer der aden Philoſophie vom Standpunkte einer ſupernaturaliſtiſchen Theologie aus 
bekannt, hat jetzt gegen die Widerherſtellung der Bordelle in Berlin eine Anſprache verfaßt, die 
bier eine große Verbreitung gefunden hat. Sie ift auch im Buchhandel (durch die Wohlgemuth 
ige Buchhandlung) zu beziehen. Intereſſant an ihr iſt der Umſtand, daß auch Herr Trahndorf 
ür feine Sache ſich auf eine „Verheißung“ beruft. Er will wiſſen, daß bei der Aufhebung der 
Proſtitutionshäuſer im Jahre 1846 zugleich die Zufiherung gegeben worden fei, dieſelben jollten 

niemals wieder eingeführt werden. Außerdem enthält die Schrift die merkwürdige Thatſache, 
daß die Directriceſ eines der größten und glänzendſten uster den teaktivirten Bordellen, eine be⸗ 
kannte Verfaſſerin moraliſcher und religiöfer, Jugendſchtiften iſt. Die Schrift nennt den Namen, 


den wir hier wiederzugeben, uns nicht berufen fühlen. 
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tretung ben iſt, angehalten werden. 


Der neulich von uns erwähnte Geſetzentwurf über die Errichtung von Arbeiter ⸗Hülfskaſſen 
will, daß in jeder Kommune und in jedem 12 Ortsarmenpflege verpflichteten Gerichtsbezirke 
eine Arbeiter⸗Hülfskaſſe eingerichtet werden fol. Die Beiträge ſollen von Arbeitern und Arbeit⸗ 
gebern aufgebracht und zu Unterſtützungen für hülfsbedürftige Arbeiter oder deren Familien ver- 
wandt werden. Jeder Arbeitgeber und jeder Arbeiter, der letztere durch Abzug vom Lohne, ſoll 
zu einem Beitrage, der nach Maßgabe örtlicher Verhältniſſe durch die Kreis- oder Gemeindever⸗ 
Durch dieſe Vertretung ſoll auch feſtgeſetzt werden, 
welche Perſonen, und welche Arbeiterklaſſen überhaupt zur Beitragsleiſtung heranzuziehen ſind. 

Der hier beſtehende Geſundhettspflege-Verein hat ſich in neueſter Zeit mit dem hieſigen Ge⸗ 
werberathe in eine wenigſtens äußerliche Verbindung geſetzt. 8 

Vom Rhein aus haben ſich mehrfach Stimmen geltend gemacht, welche eine Uebernahme meh⸗ 
rerer dortigen Eiſenbahnen durch den Staat als hoͤchſt wünſchenswerth bezeichnen. Es find in 
dieſer Beziehung auch dem Herrn Handelsminiſter Vorſtellungen gemacht worden, die von die⸗ 
ſem in die reifte Ueberlegung gezogen werden. — Von gefaßten Entii 

anderweitig in Anregung gebre ten Frage läßt ſich zur Zeit jedoch keineswegs ſprechen. 
Der öſterreichiſche Legationsſekretär Baron v. Türkheim iſt aus Hannover hier angekommen. 
Herr v. Florencourt hat jo eben das erſte Heft einer Geſchichte ſeiner Bekehrung erfhei- 
nen laſſen. a 
[Erſte Kammer.] Die Kommiſſſon für die Gemeinde-Ordnung hat geſtern (Freitag) Abend 
ihre Schlußſitzung gehalten und die letzten Berichte, namentlich über die Landgemeinde⸗Ordnung 
für die 6 öſtlichen 3 und die in den ländlichen Gemeinde-Ordnungen enthaltenen Abän- 
derungen der Verfaſſungs⸗Urkunde genehmigt und vollzogen. Am Montag beginnen die Ple- 
narberathungen, deren möglichſte Beſchleunigung im Hinblicke auf die ſo ſehr vorgerückte Zelt 
nicht dringend genug empfohlen werden kann. — Die Tagesordnung der erſten Kammer am 
Montag (23. Februar) Vormittags 10 Uhr iſt; 1) Bericht der Kommiſſion für die Gemeinde⸗ 
Ordnung über die Vorlagen der königl. Regierung, betreffend die Beibehaltung der Gemeinde⸗ 
Ordnung vom 11. März 1850 als Städte-Ordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen der Mo⸗ 
narchie. 2) Bericht, betreffend die Gemeinde⸗Ordnung für die Städte von Neu⸗Vorpommern 
und Rügen. 3) Bericht über das allgemeine Geſetz wegen der provinziellen Gemeinde Ordnun⸗ 
gen. 4) Bericht über die ländliche Gemeinde- und Polizei-Verfaſſung in den ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen u. ſ. w. T (N. Pr. Z.) 
Die Correlatanträge der Herren v. Binde und v. Brünneck zu den neulich bereits verhandel- 
ten, — dieſe bezogen ſich auf die Reaktivirung der Provinzialſtände jene betreffen die von der 
Regierung vorgelegten Gemeindegeſetze — find von der Kommiſſlon ebenfalls zurückgewieſen 
worden. Jetzt haben dieſelben Antragſteller in Bezug auf die Anträge der Kommiſſton in Be⸗ 
treff der Aufrechthaltung der alten Gemeindeverfaſſung in den Städten von Neu vorpommern 
und Rügen die Ausſetzung der Spezialdiskuſſton vorgeſchlagen, bis „die Verſaſſungsänderun⸗ 
en, welche die vorgeſchlagene Gemeinde-Geſetzgebung anerkannt enthalten,“ zum Beſchluß gedie⸗ 
en ſein würden. (C B.) 
Nach dem Berichte der Central⸗Büdget⸗Commiſſion iſt der Etat der erſten Kammer wie 1850 
und 1851 auf 33,070 Thlr. ausgeworfen. Es find aber außerdem noch 5000 Thaler zum An 
kaufe der ſtenographiſchen Berichte nöthig, da die Koſten für dieſelben nicht mehr auf den Etat 
des Miniſterii des Innern, ſondern der Kammer kommen ſollen. Der Etat der zweiten Kam⸗ 
mer wie der vorhergehende für eine vier monatliche Sitzungsperiode mit 198,037 Thlr. berech- 
net, enthält gegen 1851 eine Erhöhung von 7200 Thlrn. Es kommen davon für die Abgeord⸗ 
neten ſür Reiſckoſten 30,000 Thlr. und Diäten 120,000 Thlr. für das Büreau 4325 Thlr., an 
Diäten für Büreau-Beamten und Diener 4820 Thlr., zu Büreau⸗Bedürfniſſen 18,200 Thlr 
und für den Druck der ſtenographiſchen Berichte 7000 Thlr., die früher auf dem Etat 
des Miniſterii des Innern ſtanden, zur Unterhaltung und Ergänzung des geſammten Mo- 
biliars incl. der Utensilien im Sitzungs⸗Saale und in den Konſerenz⸗Zimmern der Kam⸗ 
mer 1000 Thlr.; an Kommunal Abgaben und Beiträgen für die Verſicherung der Kam⸗ 
mergebäube wie des Mobiliars gegen Feuersgefahr 150 Thlr.; für Bewachung, Reimgung und 
Heizung der Lokale 1000 Thlr.; zu unvorbergefehenen Ausgaben 2500 Thlr. Für die Steno⸗ 
graphie betragen die Koften 6300 Thlr. Es ift bei Prüfung dieſes Poſtens abermals die feſte 
Anſtellung von Stenographen De Prüfung gekommen und dieſelbe für zweckmäßig befunden und 
wird von der Central-Kommiſſſon in Uebere uſtimmung mit dem Regierungstommiffarius darauf 
angetragen 1) die feſte Anſtellung eines Stenographen-Vorſtehers für die zweite Kammer, 2) die 
Dotirung der Stelle mit einem Gehalte von 1000 Thlr. zu beſchließen. Zur Unterhaltung der 
Wohnung des Präſidenten der zweiten Kammer find für die Miethe 1492 Thlr., an Kon mu⸗ 
nalabgaben und Mobiliar. Feuerderſſcherungsbeiträgen. 150 Thlr., zur Unterhaltung reſp. Ergän⸗ 
zung des Mobiliars 500 Thlr., für Heizungs⸗ und Erleuchtungsmaterial 300 Thlr., für Be⸗ 
N Reinigung und Heizung der Lokallen 300 Thlr., in Summa 2742 Thlr. in Anfatz 
ge 5 , : 

Man ſchreibt dem M. Correſp.: „Alle Ankündigungen von umfaſſenden Vorlagen, welche 
von Seiten des Miniſleriums den Kammern noch fh ee N Seſſton 12 5 wer⸗ 
den ſollten, erweiſen ſich als grundlos. Die ben aden ittheilungen find wahrſcheinlich da 
85 entſtanden, daß in den leßten Tagen ohne Rückſicht auf die Maſſe der bereits vorhandenen 

erathungsmaterie eine Reihe von neuen Proproſitionen eingebracht wurde. Dieſelben beziehen 
fi) aber durchweg auf Gegenſtände minder erbeblicher Natur. Wichtige legislative Waterien 
werden für jetzt nicht mehr an die Kammern kommen, ohne vorher der Erörterung des Staats. 


üſſen in dieſer auch ; 


raths unterlegen zu haben. Namentlich iſt dies auch der Fall mit einem neuen Vereinsgeſeh⸗ 
deſſen alsbaldige Einbringung fälſchlich von einigen Blättern in Ausſicht geftellt wurde.“ 2 
Tilfit, 10. Februar. In unſerer Gegend ſteigert die fortdauernde Tb 5 
rung den Nothſtand auf bedrohliche Weiſe. Auf dem platten Lande, namentli 
in der Niederung, durchziehen Schaaren von Bettlern die Gegend in allen 4 
tungen und fordern Unterſtützung öfter im gebietenden Ton. Am letzten Markttag 
wurde in der Niederung ein Verkäufer gewaltſam gezwungen, feinen Roggen wein 
unter dem Marktpreiſe zu verkaufen; die andringenden Käufer bemächtigten ſich, ſelbt 
in der Nähe eines Polizeibeamten, der gefüllten Säcke und zahlten dem widerſtrebenden 
Beſitzer 2 Thir. pro Scheffel Roggen, während der gewöhnliche Preis 3 Thlr. betrug. 
Einbrüche und Diebſtähle ereignen ſich häufig. 8 (Königsberg. 3.) 
Paderborn, 15. Februar. Geſtern Mittag ift der Dr. Kellner, dem es ges 
lungen war, in der Nacht aus dem Kaſtell zu Kaſſel zu entfliehen, mit Extrapoſt hi 
angekommen, und hat fofort feine Reife mit der Eiſenbahn fortgeſetzt. Heute erſchien 
hier bereits ein heſſiſcher Polizeiagent, welcher, nachdem er feſtgeſtellt hatte, daß 
Kellner wirklich hier durchgereiſt, und wahrſcheinlich längſt geborgen war, ſich ſchleunigſt 
aufmachte, um ihn wo möglich bis an das Ende der Welt zu verfolgen. (Elbf. 3.) 


Deut ſchlan d. 


Frankfurt, 18. Februar. [Die Frage in Betreff der deutſchen Flotte 
wird immer verwickelter.] Hinſichtlich der Verhandlungen Hannovers und det 
übrigen Nordſeeſtaaten, um die Flotte für ſich zu übernehmen, kann ich Ihnen berich⸗ 
ten, daß dieſelben gleichfalls geſcheitert find. Und zwar, weil die Präcipual“ 
leiſtung, zu der man ſich verſtehen wollte, zu gering war. 1 

Dem Vernehmen nach, ſchreibt die Leipziger Zeitung aus Frankfurt a. M., hat 
Preußen für den nur ſehr wahrſcheinlichen Fall, daß die förmliche. Auflöſung del 
Nordſeeflotte würde bewerkſtelligt werden, den Antrag geftellt, daß ihm zwei Schiff 
dieſes Geſchwaders überlaſſen werden würden, und zwar die Segelfregatte Eckernförd 
(die ehemalige däniſche Gefion) und die Dampffregatte Barbaroſſa. Der Willfahru 4 
dieſes Antrags würden auch, wie es heißt, keine Schwierigkeiten entgegenſtehen. 1 
Summe, um welche dieſe beiden Schiffe an Preußen zu überlaſſen ſein würden, ob 
auf 430,000 Fl. ſich belaufen. Dieſe Summe würde an dem Guthaben abgerechnet 
werden, welches Preußen infolge ſeiner für die Flotte geleiſteten Einzahlungen zu liqui- 
diren habe. Die übrigen Schiffe des Geſchwaders wurden den Nordſeeſtaaten vorbe 
halten bleiben, falls dieſelben ſich zu deren Uebernahme vereinbaren würden. Der 
rineausſchuß fol beauftragt fein, für die Veräußerung des unbrauchbaren Materials 
und, wenn die Nordſeeſtaaten ſich nicht zur Uebernahme der ihnen vorbehaltenen Schiff 
entſchließen würden, auch für die Veräußerung derſelben alsbald Propoſitionen einzubrir 
gen. Die Auflöſung der Nordſeeflotte würde in dieſer Weiſe in Ausführung zu bringe 
ſein, wenn ſich nicht bis zum 31. März ein Verein deutſcher Staaten zur Ueber, 
nahme des geſammten Geſchwaders definitiv konſtituirt haben ſollte. 190 
zweiwöchentlicher Termin wurde für die Einholung von Inſtruktionen anberaumt, 
ſodann zur endgültigen Beſchlußnahme über dieſe Vorſchläge zu ſchreiten. = 


2 


deseigenthum ſei ; Defterreih allein habe ſich dagegen ausgefprechen; anderſeits aber 
geltend gemacht, daß es die Flotte gewiſſermaßen als organiſche Anſtalt des Bundes 
betrachte, daher zu einem Beſchluſſe Stimmeneinhelligkeit erforderlich ſei. Dieſe Na 
richt lautet unwahrſcheinlich, nicht wegen des inneren Widerſpruches, in dem die zh 
Theile der öſterreichiſchen Erklärung mit einander zu ſtehen ſcheinen, oder wegen 
iderſpruchs mit frühern Argumenten, ſondern hauptſächlich wegen des angeblich 
Alleinſtehens Oeſterreichs. Man ſollte übrigens allerdings glauben, daß die Eigenſcha 
als organiſche Bundesanſtalt ſelbſtverſtändlich auch die als Bundeseigenthum nach ſich 
ziehe; anderntheils weiß man, daß Oeſterreich gegen die Erklärung als Bundeseigenthum 
iſt, weil dieſe Anerkennung eine Nachzahlung der Matrikularbeiträge bedingen würde, 
Laſſen wir alſo dieſe Verſion, fo bleibt nur noch eine andere übrig, wonach allerding? 
eine Löſung noch ebenſowenig zu erſehen iſt, aber doch das zunächſt Drohende, DIE 
Auflöfung, für den Augenblick abgewendet erſcheint und die ganze Frage wieder in e 
neues Stadium getreten, keinesweges aber einfacher geworden iſt. Sind wir recht un“ 
errichtet, wie wir Grund zu glauben haben, fo hätte Preußen in der Weiſe eingelenkt 
daß es nun nicht abgeneigt iſt, daß eine Nordſeeflotte im Kontingentsverhältniſſe erhal⸗ 
ten werde; indeß nur unter der Bedingung, daß Preußen daran Theil nehme. Da 
dieſe Betheiligung aber wiederum nicht im Sinne Oeſterreichs fein kann, das kein 
zweite Flotte (neben der eigenen preußiſchen) unter dem vorwaltenden Einfluſſe Pre 
ßens ſehen will, bedarf keines Beweiſes; und fo vermögen wir denn in der neueſten 
Phaſe dieſer Angelegenheit noch keineswegs eine Löſung zu erblicken, wie ſie der Sach 
und der Nation würdig wäre.“) (Conſt. 3.) 
Stuttgart, 17. Febr. [Das deutſche Söldnerweſen! hat unſerem Bee 
fo viel Schaden zugefügt, es hat dem deutſchen Namen bei den Völkern, welche dute 
deutſche Söldner im Dienſte des Despotismus niedergehalten und unterdrückt wurden 
ſo viel Haß und Verachtung zugezogen, die Truppen ſelbſt haben ſchutzlos in fremde 
Lande ſo viel Unbill und Wortbruch erfahren, und die Staaten ſelbſt durch die verde, 
heimkehrenden Entlaſſenen fo viel moraliſchen Nachtheil erlitten, daß es den Vaterland 
freund betrüben muß, dieſes Ecbübel Deutſchlands in unſeren Tagen wieder auftauch 
zu ſehen. ach dem neueſten Reorganiſationsplan des römiſchen Heeres ſoll 
5000 Mann ſogenaunter Schweizertruppen angeworben werden, und ſchon jetzt paſſich 
mehrmals in der Woche, wie dem „St. A.“ aus Friedrichshafen geſchrieben wia, 
Transporte junger Leute nach Bregenz auf Wagen dort durch, wech 
im Badiſchen für die römiſche Armee angeworben worden find. — ae 
ſchen der Ritterbank und der Linken kam es in der heutigen Sitzung der zwel 10 
Kammer zu einigen heftigen Scenen, da einer der Adligen, bei Berathung des Ge 
Entwurfs über die zuſammengeſetzten Gemeinden, denjenigen, welche mindeſtens ein gi 5 


) Die Kreuz Zig meldet: „Eine Entſcheidung in der Floltzenfrage it noch immer, a 

erfolgt. Preußen geht nicht davon ab, für feine Beiträge ein eniſprechendes Aure pics 
die Flotte zu verlangen. Wie wir hören, werden die ſämmtlichen Geſandten aue, delt 
Veranlaſſung neue Inſtruktlonen von ihren Regierungen einholen. a er⸗ 
Eingange der letzteren alſo nach 14 Tagen, wird wohl ein endlicher Beſchluß gefaß N 
den müſſen, wenn nicht die Flotte den Hungertod ſterben ſoll. f 
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tel der ortsſteuerpflichtigen Grundstücke der Gemeindemarkung befigen, von ſelbſt Sig 
und Stimme im Theilgemeinderathe ſichern wollte. Der Antrag wurde an eine Kom⸗ 
miſſion verwieſen. n a ; 
Kaſſel, 19. Febr., Abends. Der Termin zur Verkündigung des Urtheils 
gen die Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes wurde nochmals und zwar von 
Morgen, auf heute Nachmittag 3 Uhr verlegt; die Angeklagten und deren Vertheidiger 
wurden auf dieſe Zeit — und zwar in das Kaſtell vorgeladen. Dabei trat ein neuer 
aue be Zwiſchenfall ein: Henkel erſchien nicht. Die Verkündigung des Urtheils 
dbiurde deshalb bis gegen 6 Uhr Abends ausgeſetzt, und da Henkel, deſſen augenblick⸗ 
icher Aufenthaltsort überhaupt nicht bekannt zu ſein ſcheint, bis dahin nicht erſchienen 
war, auf die beiden allein noch Anweſenden, Schwarzenberg und Gräfe, beſchränkt. 
Beide wurden eines Unternehmens gegen die Durchführung der Septemberverordnungen 
ud damit eines Majeſtätsverbrechens im Sinne einer Verordnung von 1795 ſchuldig 
annt und Erſterer in eine 2 jährige, Letzterer in eine 3Zjährige Feſtungsſtrafe, 
Po wie zum Verluſte der kurheſſiſchen Nationalkokarde verurtheilt. Auch wurden Beide 
Alsbald für verhaftet erklärt, da bei der Höhe der Strafe die beftellte Caution (von 
0 Rthl., bzw. 2500 Rthl.) nicht als hinlängliche Garantie gegen die Flucht anzu⸗ 
ehen ſei. Beide ſollen alsbald die Appellation an das General-Auditorat angezeigt 
aben. Näheres iſt noch nicht bekannt geworden; über den Eindruck dieſer Vorgänge, 
e das konzentrirte Bild unſerer öffentlichen Zuſtände darbieten, iſt jede Mittheilung, 
lde Betrachtung überflüffig. (K. Z.) 
Weimar, 19. Febr. In einer der letzten Sitzungen unſeres Landtages kam 
die Interpellation des Abgeordneten Choianus zur Beantwortung, dahin gehend: Ob 
dom Bundestage ſeit 1848 Beſchlüſſe gefaßt worden, welche den bekannten Bundes⸗ 
weck der inneren Sicherheit näher feſtſtellen, und ob an die Regierung in Bezug 
duf ihre Haltung in Verfaſſungs⸗Angelegenheiten beſtimmte Anforderungen geſtellt wor⸗ 
en ſeien? Miniſter v. Watzdorf verneinte Beides, indem er hinzufügte: Die Re⸗ 
gierung habe ſich nur für verpflichtet erachtet, den bekannten Bundesbeſchluß vom 23. Aus 
v. J. zu publiziren und Einleitungen zu treffen, daß die Landes⸗Verfaſſung 
mit der Bundes⸗Verfaſſung in Einklang gebracht werde. Die gleichzeitige Aeuße⸗ 


28, daß der Regierung dabei keinerlei äußerer Zwang angethan worden, erläuterte der 
ein fer dahin, daß die Regierung durch ihr Verfahren weiter nichts gethan habe, als 
Line 


verfallen zu ſein. 
f (Preuß. Ztg.) 

4 Dresden, 20. Februar. Auf der Regiſtrande in der heutigen Sitzung der erſten 
kammer befand ſich die bekannte Petition oder Beſchwerde des Advokaten E. E. Eckert, 
le Aufhebung des Freimaurerordens betreffend. Der Präſident v. Schönfels bes 
merkte zuvörderſt Folgendes: Der Advokat Eckert nenne ſeine Eingabe, der mehre 
eilagen beigegeben ſeien, von denen die eine (der Präſident wies hierbei auf einen 
ungeheuren Aktenwälzer) allein 262 geſchriebene Folioblätter enthalte (Heiterkeit), eine 
Beſchwerde, und zwar darüber, daß er auf feine bekannten Anträge von den Miniftern 
ohne Antwort gelaſſen worden ſei. Dem Kontexte nach erſcheine ſie jedoch mehr als 
eine Petition, denn das Petitum gehe auf Aufhebung des Freimaurerordens. Der 
Verfaſſer ſcheine daher im Unklaren geweſen zu fein, da er den Begriff einer Be⸗ 
ſchwerde offenbar mit dem einer Petition verwechſelt habe. Sehe man die Eingabe 
bah Veſchwade an, ſo würde dieſelbe ſofort zurückzuweiſen ſein, da der Nachweis fehle, 
Petit ie Beſchwerde bereits die nöthigen Inſtanzen durchlaufen habe. Da jedoch das 
8 um das Gepräge einer Petition trage, fo ſchlage das Direktorium vor, die ein⸗ 
Mit die vierte Deputation zu verweiſen, jedoch nur in feiner Majorität, denn Ein 
uche ed (Sekretär Starke) ſei abweichender Meinung und wünſche dieſelbe ausführ- 
er die u motiviren. Sekretär Starke: Geſtützt auf $ 38 der Landtagsordnung wünſche 
nöthi ſe Motivirung in geheimer Sitzung bewirken zu können, wenn dieſer Wunſch die 
b. ge Unterſtützung finde. Durch fünf Mitglieder (darunter Löhr, Müller, Hennig, 
es Fi) wird dieſe genügend bewirkt. Herr v. Frieſen-Rötha: Hoffentlich werde 
ö er zuvor geſtattet ſein, über das Formelle in öffentlicher Sitzung zu ſprechen. Präſident 
mel chönfels und Prinz Johann bemerken jedoch, daß es ſich eben um das For⸗ 
Rö e handle und deshalb auch zuvor die Motivirung anzuhören ſei. Herr v. Frieſen⸗ 
. a: Er finde es zwar „komplicirt und ſehr neu,“ daß über die Verweiſung einer 
I on an eine Deputation erſt in geheimer Sitzung eine Motivirung angehört wers 
an ſolle, ſei jedoch bereit ſich zu fügen. Präſident v. Schönfels: Die Motivirung 
bot ge um fo gewiffer mit dem Formellen zuſammen, weil der Antrag des Separat⸗ 
Al e feines Wiſſens dahin gehe, die Eingabe ſofort zurückzuweiſen; doch werde es 
mäßig fein, zuvörderſt die Gegenſtände der öffentlichen Sitzung zu erledigen und 
ann erſt die Sache weiter zu verhandeln. Zum Schluſſe trat die Kammer in gehei⸗ 

er Sitzung zuſammen, deren Reſultat noch nicht bekannt iſt. (D. A. 3.) 
er Leipzig, 20. Febr. Die hiefige ſtudentiſche Verbindung der „Varisker“ iſt 
ae Woge höherer Verfügung aufgelöſt worden. Veranlaſſung hierzu haben nach der 
dun. A. 3.“ die angeblich burſchenſchaftlichen Tendenzen der genannten Verbin⸗ 
en und ſteht das gleiche Schickſal um gleicher Urſache willen auch der Ver: 
de Ing der Cheruster⸗, bevor. — Man ſchreibt der „Weſ. Ztg.“: Der Herausgeber 
ſche „Europa“, G 


Verpflichtung erfüllt, ohne noch dem Richter (!) darüber 


= 


n „Guſtav Kühne, iſt wegen einer Beſprechung des bekannten Gladſtone⸗ 
geber . über Neapel zu drei Wochen Gefängniß verurtheilt worden; der Heraus⸗ 
tundeter Wee gegen den aus demſelben Grunde (Beleidigung ‚bes 
it 8 l RR 8 
urtheil Ka nicht A terſuchung anhängig iſt, hat, wie wir hören, das letz 
nach aunfehweig, 19. Febr. [Die Abgeordneten-Verſammlung! wurde 
dem kaum begonnener Wirkſamkeit heute bis zum 22. März d. J. vertagt; nach⸗ 
y denten heutiger Sitzung noch die herzogliche Beſtätigung der Wahl des Vice-Präſi⸗ 
fandif Hrn. v. Schmidt⸗Phiſeldeck, erfolgt und die Wahl der Mitglieder des land⸗ 
chend chen Ausſchuſſes angenommen war. Einer Proposition der Regierung entſpre⸗ 
algen wurde dieſem Ausſchuſſe die Vollmacht von der Verſammlung gegeben, zu 
% Ve während der Vertagung der Landſtände zu treffenden einzelnen Veränderungen 
lde zereinszolltarifs, fo wie zu Ausführungen von Handelsverträgen die geſetzlich er- 
e dliche landſtändiſche Zuſtimmung zu ertheilen. G. f. N.) 
aan Hamburg, 20. Febr. Heute um die Mittagsſtunde zog ein Bataillon des feit 
fe one vorigen Jahres in Rendsburg und Neumünſter ſtationirt gewe⸗ 
eg We Schwarzenberg (Ungarn) auf dem Rückwege nach Oeſterreich hier 
= Semſelben befanden ſich, wie Augenzeugen verſichern, mehrere aneinander 
peltiſch oldaten, die aber wohl blos disciplinariſcher Vergehen wegen, nicht aber 
chen Urſachen, ihrer Beſtrafung entgegenſehen. — Die hiefigen Bürger 


Fiſcher und Seubert ſind, auf wie lange weiß man nicht, im Wieſenbaum (dem 
Bürger⸗Gefängniß) hier in Haft. Dagegen dürfte ſich das heute hier in Umlauf be⸗ 
ſindliche Gerücht, Ruscſäk werde morgen der hieſigen Behörde überliefert werden, wenn 
überhaupt, ſchwerlich. innerhalb der gedachten Friſt beſtätigen. Jedenfalls würde es 
einen ſehr guten Eindruck machen, wenn die Oeſterreicher bei ihrem Abgange von hier 
Ruscſäk nicht mitnähmen. (Nat. Ztg.) 
Hamburg, 21. Febr. Die „Flensburg. 3.“ enthält eine vom 16. Februar 
datirte amtliche Bekanntmachung für das Herzogthum Schleswig, wonach vom 1. 
März an alle Eingaben und Berichte in denjenigen Sachen, welche nach der allerhöchſten 
Bekanntmachung vom 28. Januar d., J. zum Reſſort des Miniſteriums für das Her⸗ 
zogthum Schleswig gehören, an daſſelbe zu adreſſien und nach Kopenhagen zu ſenden 
find. In Kiel iſt eine Bekanntmachung, betreffend den Geſchäftsgang in den Departe⸗ 
ments während der vorläufigen Verwaltung des Herzogthums Holſtein veröffentlicht 


worden. 
DOeſte rr e i ech. Ian 

N. B. Wien, 21. Febr. [Tagesbericht.] Sämmtliche Brüder des Erzherzogs 
Rainer ſind hier anweſend, um deſſen Vermählungsfeſte beizuwohnen, welches heute 
Abend ſtattfindet. Nach vollzogener Trauung iſt in den kaiſerlichen Gemächern Redoute, 
wobei genau die Maskenanzüge angeordnet ſind, die bei den öffentlichen Redouten ge⸗ 
wöhnlich getragen werden. n . ; 

Man hat in letzterer Zeit viel von faſt übereinſtimmenden Noten geſchrieben, welche 
Oeſterreich und Frankreich an die Schweiz, bezüglich der dortigen Verhältniſſe, gerichtet 
haben ſollen. Dies iſt jedoch ungegründet. Oeſterreich hat, bevor noch der franzöſiſche 
Geſchäftsträger die viel beſprochene Eingabe an den Vorort richtete, eine ſpezielle Ans 
gelegenheiten betreffende Note nach der Schweiz geſendet, welche mehr die Grenzkantone 
und theilweiſe auch Handelsaffairen berührte. 

In den letzten Sitzungen des Zollkongreſſes führte die Berathung auf diejenigen 
Artikel, welche ſich auf die vom freien Verkehr unter den zollvereinten Staaten auszu⸗ 
ſchließenden Sachen bezogen. Dahin gehören Tabak, Tabakfabrikate und Schießpulver. 
Man vereinigte ſich dahin, daß von Vereinsſtaaten, wo dieſe Gegenſtände Monopol 
ſind, allgemeine Eingangsverbote, wegen derſelben erlaſſen werden können. Im Gegen⸗ 
falle iſt ihre Belegung mit beſonderen Eingangsabgaben zugelaſſen. Der Tranſit der⸗ 
ſelben iſt überall zollfrei. — Umfängliche Erörterungen in mehreren Sitzungen waren 
den Elementen gewidmet, welche für die Vertheilungsberechnung der gemeinſamen Ein⸗ 
künfte in Anſatz zu bringen ſein werden. Die Anſichten gingen bei Betrachtnahme 
der Einfuhrzollrevenue davon ab, die Kopfzahl zu Grunde zu legen. — Zugleich wurde 
beſchloſſen, daß die Zentralbureaus des Vereins und feine künftige Konferenzen nur am 
Sitze der deutſchen Bundesbehörde errichtet werden und ſtattfinden ſollen. — In Bes 
zug auf die Maßregeln gegen den Schmuggel war die Frage am wichtigſten, wie weit 
die räumliche Beſchränkung des Freihafengebietes von Trieſt vorzunehmen ſei. Nach 
dem Antrage der Kommiſſion ſoll nun das Freihafengebiet, Trieſt mit ſeinem Weich⸗ 
bilde, ſo weit die Kultur reicht, umfaſſen, und einen Flächenraum von 3500 Jochen 
einnehmen, während es bisher ſich über 10,500 Joche erſtreckt. 
| Die franzöſiſche Regierung hat ihren Gefandten hier beauftragt, dem Eaif, Kabinet 
freundſchaftliche Vorſtellungen darüber zu machen, daß mehrere franzöſiſche Einfuhr⸗ 
artikel nach dem neuen öſterreichiſchen Zolltarif ungemein höher beſteuert erſcheinen, als 
ſie es früher waten. ö 

In den Märkten Szered und Nadat werden die Unterſuchungen gegen die April⸗ 
Excedenten des Jahres 1848 wieder aufgenommen. In dem erſtgenannten Orte iſt 
dieſelbe zum Theil ſchon beendigt, und wurden die am meiſt gravirten mit mehreren 
anderen in 16 Dörfern vertheilten Einwohnern zu Geldſtrafen verurtheilt, wogegen 
dieſe jedoch auf Grundlage deſſen, daß von dem geraubten Gute gegen 100,000 Metzen 
Frucht und mehreres Andere zurückgeſtellt, jedoch von den Revolutionsbehörden ver⸗ 
ſchleppt worden, den Rekurs ergriffen haben. k 


Frankreich. 

Paris, 19. Febr. [Das neue Preßgeſetz. — Vermiſchtes.] Die Be⸗ 
täubung und Beſtürzung iſt heute Morgen in ſämmtlichen Zeitungsbureaus allgemein. 
Obgleich man auf ein ſcharfes Preßgeſetz gefaßt war, ſo hatte man es ſich doch ſo arg 
nicht vorgeſtellt. Was die Organe der Oeffentlichkeit am bitterſten trifft, iſt, daß fie künf⸗ 
tighin keine perſönliche Meinung mehr haben können. Alles was Politik und Beſpre⸗ 
chung derſelben betrifft, iſt nur Sache der Regierung, da ſelbige willkürlich die Zeitun⸗ 
gen unterdrücken kann. Denken Sie ſich nun die Lage des „Journal des Debats“ 
bei dem jetzigen Geſetze, deſſen Leitartikel fo gefielen, weil fie in gemäßigter Sprache 
eine immerwährende Oppoſition unterhielten, und ohne ſich eine Blöße zu geben, doch 
hinlänglichen Stoff boten, um ganz der Politik der Regierung entgegengeſetzte Meinun⸗ 
gen zu faſſen. Sie ſind jetzt nothgedrungen, ganz Hand in Hand mit Louis Napo⸗ 
leon zu gehen, wenn ſie ſich nicht unterdrückt ſehen wollen. Die ganze Politik des 
Geſetzes beſteht darin: Die Regierung entſcheidet willkürlich über das Schickſal der 
Zeitſchriften. ’ g 

Alle andern Beſtimmungen, ſelbſt das Aufheben des Schwurgerichts bei Preßver⸗ 
gehen, find nur Nebenſachen, wie auch die höhere Kaution als fonft, die Wiederein⸗ 
führung des früheren Stempels, die nothwendige Autoriſation, die man haben muß, 
um ein Journal zu gründen, alle dieſe materiellen Beſtimmungen beeinträchtigen die 
uns bei den jetzigen ſittlichen Zuſtänden innewohnende Gedankenfreiheit nicht. 

Der „Conſtitutionnel“ iſt das einzige Blatt, welches heute zuerſt anzeigte, daß es 
feinen Preis nicht erhöhen würde, 4 

Es fällt auf, daß das neue Preßgeſetz die Unterzeichnungsverpflichtung der Journal⸗ 
artikel unberührt läßt. Man ift in Ungewißheit darüber, denn während das „Journal 
des Debats“ die Anſicht ausspricht, daß die Unterzeichnungsverpflichtung fortbeſtehe, 
meint das „Univers“ das Gegentheil. 

Das „Journal du Havre“ will erfahren, daß die Direktoren und Eigenthümer der 
Hauptjournale von Paris noch in dieſer Woche eine Generalverſammlung abhalten 
werden, Dieſe von der Regierung autoriſirte Verſammlung hat zum Zwecke, zwiſchen 


den verſchiedenen Journalen eine Verſtändigung über die Stellung herbeizuführen, 


welche der Preſſe durch das neue Geſetz zu Theil geworden. Wichtige Intereſſen ſind 
hierbei im Spiele und es iſt ſehr nothwendig, ſich über die Mittel, dieſe Intereſſen zu 
wahren, zu berathen. y ET 
Man ſpricht noch immer von dem Verkauf des „Pavillon Würtemberg;“ da man 
von Seiten des Staats ſich demſelben nicht widerſetzte, ſo ſchloß daraus, daß die 


1 


\ 


Fregatten „Alceſte“ und „Forte“ flott zu machen. 
9 


Konſiskationsdekrete nicht ausgeführt werden würden. Ein wohlwollender aber unglück⸗ 
licherweiſe unlogiſcher Schluß! Denn der Verkauf war vor Erlaß der Dekrete ange⸗ 
kündigt. Man glaubt aber, daß die Regierung bei dem Käufer die Kauf ſumme mit 
Arreſt belegen wird. 0 

Der „Moniteur“ enthält heute die Ernennung der verſchiedenen Ober⸗Offiziere, 
welche in Zukunft der Perſon des Prinz-⸗Präſidenten beigegeben ſind. Zu Adjutanten: 
die Generäle Roguet (zugleich Kommandant des militäriſchen Hauſes), C. Canrobert, 
de Goyon, de Cotte, Lannes de Montebello. Zu Oberſten: Lenormand de Lourmel, 
Eſpinaſſe, Ney, Jvelin de Beville, Fleury. Zu Ordonnanz⸗Offizieren: Lepic, de Tou⸗ 
longeon, Merle, de Cambriens, Petit, Taſcher de la Pagerie, de Meneval, de Berk⸗ 
heim, Favs. r 

Herr v. Salvandy, der ſeit einiger Zeit hier geweſen, iſt abgereift, um ſich nach 
Frohsdorf zum Grafen v. Chambord zu begeben. Seine Kandidatur beſtätigt ſich nicht. 

Abgeſehen von den Gehaltsvermehrungen am Kaſſationshofe werden der Präſident 
und Generalprokurator des Appellhofes 35,000 Fr., das heißt 5000 Fr. mehr als 
unter der Monarchie erhalten. 

Die innere Adminiſtration des Senats iſt vollendet. Im Senat wird ſich ein 

Redakteur und Sekretär befinden, welcher mit der Redaktion der Sitzungsprotokolle be⸗ 
auftragt iſt. Dieſem iſt ein Adjunkt beigegeben. Außerdem iſt noch ein Bureauchef 
für die Petitionen mit mehreren Subalternbeamten angeſtellt. 

7 Es beſtätigt ſich, daß die Oppoſition hier zu Paris folgende Kandidaten aufſtellen 
wird: Cavaignac, Goudchaux, Dufaure, Birio, Laſteyrie, Garron. Man verſichert zu⸗ 
gleich, daß fie, Cavaignac ausgenommen, ſämmtlich die Kandidatur annehmen würden. 

Das Gerücht von einer bevorſtehenden Reiſe des Grafen Chambord nach England 
wird von legitimiſtiſcher Seite förmlich in Abrede geſtellt. 

Das „Journal du Havre“ meldet, daß nach Breſt der Befehl gekommen, die zwei 


n Monaghan, Armagh, Louth un Der Matquis von Lansdowne f 
die verlangte Auskunft zu geben; die Regierung, ſagt er, unterſchätze das Bedenkliche jener 
ſtände nicht, beabſichtige jedoch nicht, vor den bevorſtehenden Aſſiſen irgend welche außerord fe 
liche Vollmachten nachzuſuchen. Die auf Erweiterung der Jurisdiction der Grafſchafts⸗Gerich 
bezügliche Bill geht durchs Comitee. 5 a 5 
Unterhaus ⸗Sitzung. Lord Palmerſton kündigt an, daß er, wenn die Miliz⸗Bill bia 
vor das Haus komme, ein Amendement beantragen werde, Kraft deſſen im Falle eines Krieg 
die Bill nicht nur für die Vertheidigung Englands, ſondern für die des geſammten vereinigten 


Königreichs Sorge tragen werde. (Lauter und allgemeiner Beifall.) Slaney verlangt die OF 
nennung eines permanenten Ausſchuſſes, welcher Vorſchläge zur Reform der Geſetzgebung, über | 
Handelsgeſellſchaften machen ſoll, oder, wie er ſich ausdrückt, die geſetzlichen und fonftigen Hi 
derniſſe, welche den niederen Volksklaſſen in Bezug auf die Anlegung von Geldern und als 
Hemmniſſe ihres Gewerbfleißes im Wege ſtehen, dwigeaumen ſoll. E handelt ſich dabei um 
das ſehr mangelhafte engliſche Law of partnership und um eine Beſchränkung der Verbindli 
keiten, welche aus dieſem Geſetz für die einzelnen Betheiligten erwachſen. Nach einer länge 
Diseuffion zieht Slaney ſeinen Antrag zurück. Sir de Lacy Evans bittet um Erlaubniß, eine 
Bill zur Ermäßigung der Zölle, welche für Wägen entrichtet werden, einbringen zu dürfen. 
Antrag wird mit 59 gegen 24 Stimmen verworſen. 

Parlaments + Verhandlungen vom 18. Februar. Unterhausſitzung. Der Sprecher 
nimmt feinen Platz um 12 Uhr ein. Nachdem eine Anzahl Lokal⸗Bills zum zweiten 
Male geleſen worden iſt, überreicht Sir J. Walmsley eine Petition aus Norwich, in 
welcher um Aufhebung der Beſteuerung der Wiſſenſchaft gebeten wird. W. J. For 
überreicht Petitionen aus Lancaſhire zu Gunſten des blos weltlichen Unterrichts. M. 
Gibſon überreicht eine von 61,000 Perſonen unterzeichnete Petition ähnlichen Inhalt 
aus Mancheſter. Freſhfield beantragt die zweite Leſung der auf die Grafſchafts⸗Steuern 
bezüglichen Bill. Er will an Stelle des gegenwärtigen Beſteuerungs⸗Syſtems, welches 
er als verwickelt und ungerecht bezeichnet, ein vereinfachtes Syſtem ſetzen. Jedes Kirch⸗ 
ſpiel fol das Recht haben, Beſchwerden hinſichtlich der Höhe der Beſteuerung vorzu⸗ 
bringen, wenn ihm dieſe in Mißverhältniß zu feinem Vermögen zu ſtehen ſcheint⸗ 
Die Bill ſchlägt zu dieſem Behufe die Bildung eines Graffchafts = Steuer = Aus 
ſchuſſes vor, welcher anf Antrag irgend eines Kirchſpiels die Veranlagung der Steuel 
prüfen ſoll. Die Bill wird zum zweiten Male geleſen. Forbes M' Kenzie beantragt 
die zweite Leſung der auf die ſchottiſchen Schankhäuſer bezüglichen Bill. Die Bill hal 
den Zweck, dem Laſter des Trunkes in Schottland entgegenzuwirken. Hume bedauert 
daß dieſelbe nicht zurückgezogen ſei. In Schottland, ſagt er, ſei fie im Allgemel⸗ 
nen ſehr Übel aufgenommen worden; auch werde nichts durch dieſelbe erreicht. In del 
Stadt und Gtafſchaft Edinburgh habe ſich im vorigen Jahre die Zahl der an Schank; 
wirthe ertheilten Konzeſſionen um 613 vermindert. Nichts deſto weniger habe die 
Trunkſucht in jener Gegend zugenommen. Der Grund davon liege in der Einwande 
rung iriſcher Arbeiter. Der einzige Weg, dem Uebel entgegenzutreten, ſei der, daß mat 
dem Volke Gelegenheiten zu Erholungen gebe, durch welche der Geiſt veredelt und d 
Geſundheit nicht zu Grunde gerichtet werde. For Maule ſpricht für die zweite 
ſung. (Die Sitzung dauert fort.) r * 


Schweiz; ’ a 

Bern, 17. Februar. Der „Bund“ meldet, daß der Bundesrath unterm 13. Fes 
bruar einen Bericht über die Flüchtlings angelegenheit an den ſchweizerifch 
Geſchäftsträger in Paris has abgeben laſſen und daß dieſer Bericht den Kanton“ 
regierungen mitgetheilt werden fol. Ferner dürfte noch im Laufe dieſer Woche den 
Kantonen die Antwort mitgetheilt werden, welche der Bundesrath auf die viel⸗ 
erwähnte Note der franzöſiſchen Regierung, betreffend die politiſchen Flücht⸗ 
linge, erlaſſen hat. r 0 

In Genf hat, auf Verlangen der eidgen. Kommiſſäre Kern und Trog, der Staats⸗ 
rath den Befehl erlaſſen, daß alle franzöſiſchen Bürger, welche die letzten Ereigniſſe 1 
Frankreich nach Genf geführt haben, ſich auf dem Polizeidepartemente ſtellen, von 
ſie entweder auf mindeſtens 8 Stunden internirt werden oder Päſſe ins Ausland 60 
halten. Zugleich wird den Genfern in Erinnerung gebracht, daß Keiner einen Fr 
den ohne vorherige Anzeige auf dem Fremdenbüreau beherbergen dürfe. (F. J.) 


det iſt, und beantragt die Vorlegung von Berichten über die Mordthaten und Mordverſ 
e mai 


[Eine ruſſiſche Note.] Der parifer Korreſpondent der „Times“ thut einer auf 
verſchiedene Schritte des Präſidenten der franzöſiſchen Republik bezüglichen ruſſiſchen 
Note Erwähnung, welche zu einer Unterredung zwiſchen Louis Napoleon und dem ruſ⸗ 
ſiſchen Geſandten über die Erſterem zugetrauten imperialiſtiſchen Plane geführt haben 
ſoll. Der kaiſerliche Adler auf den Fahnen, das Bildniß des Präſidenten auf den 
Münzen und die Wohnungs⸗Verlegung nach den Tuilerien hat, wie es heißt, den Arg⸗ 
wohn des Kaiſers Nikolaus erregt, der darin die Anzeichen einer neuen imperialen Aera 
erblickt, von der er eben ſo wenig, wie von einer Dynaſtie Napoleon etwas wiſſen will. 
„Dieſer Argwohn“, berichtet der „Times“-Korreſpondent, „fand feinen Ausdruck in der 
erwähnten diplomatiſchen Note, welche der franzöſiſchen Regierung in der herkömmlichen 
Weiſe übermittelt wurde. Um der größeren Genauigkeit willen mag es nöthig ſein, 
zu erwähnen, daß über den Charakter dieſer Note eine Meinungs⸗Verſchiedenheit herrſcht. 
Nach Einigen war das Dokument mehr vertraulicher als offizieller Natur; nach Ande⸗ 
ren war es eine eigentliche amtliche Depeſche, welche als Thema für eine Reihe von 
Bemerkungen diente. Noch Andere ſagen, es ſei eine diplomatiſche Note geweſen, die 
dem Miniſter des Auswärtigen vorzuleſen, der ruſſiſche Geſandte den Auftrag gehabt 
habe. Sei dem nun, wie ihm wolle, ſo viel ſteht feſt, daß im Miniſterium des Aus⸗ 
wärtigen eine Zuſammenkunft Statt fand, und daß Aufklärungen verlangt wurden über 
gewiſſe ziemlich ſtark nach Imperialismus ausſehende Dekrete. Was die etwaigen wei⸗ 
teren Projekte des Präsidenten angeht, fo ward erklärt, das Kabinet von Petersburg 
werde die Verwandlung des Präſidenten in einen Kaiſer und die Stiftung einer neuen 
europäiſchen Dynaſtie nicht zugeben. Dieſe Ankündigung brachte im Miniſterium des 
Auswärtigen einen unangenehmen Eindruck hervor. Dem Elyſee ward ſofort Anzeige 
von dem Faktum gemacht, und der Präſident nahm dieſe Anzeige nicht mit ſeiner ge⸗ 
wohnten Gemüthsruhe auf. . Es fand eine Zuſammenkunſt zwiſchen dem Präſidenten 
und dem Vertreter des Kaiſers Nikolaus Statt, und wie man mir verſichert, ward bei 
dieſer Gelegenheit die fragliche Note nochmals verleſen, oder ihr Inhalt mündlich mitge- 
theilt. Der Präſident ſoll ſich beklagt haben, daß man in Petersburg ſeine Abſichten 
und Handlungen mißverſtehe oder mißdeute; er ſoll erklärt haben, man dürfe ſeine 
Dekrete in Betreff des kaiſerlichen Adlers, in Betreff ſeines Bildniſſes auf den Mün⸗ 
zen und in Betreff der Tuilerien nicht entſtellen oder ihnen zu viel Bedeutung beimeſ⸗ 
ſen. Es ſeien dies bloße Regulationen. Durch die Rückkehr zur Verfaſſung des Jah⸗ 
res VIII habe er nur eine ſtarke in ſeiner Hand ruhende Autorität gründen wollen. 
In den Erinnerungen an das Kaiſerreich beſtehe feine Stärke und er werde durch die 
ſelben mit Popularität unter den Maſſen bekleidet. Es ſei nichts Auffallendes darin, 
daß er in den Inſtitutionen des Kaiſerreichs das ſuche, was die Wiederherſtellung der 
Autorität in Frankreich ſichere. Er habe nicht die Abſicht, das Kaiſerthum wiederher⸗ 
zuſtellen oder ſich zum Kaiſer zu machen; weder das Eine noch das Andere ſei zur 
Erfüllung feiner Miſſion erforderlich. Sein Präſidententitel genüge ihm und er habe 
eben ſo wenig Grund, ſich um eine Kaiſer⸗Dynaſtie, die nicht exiſtire, Sorgen zu ma⸗ 
chen, wie der Kaiſer Nikolaus. In Beziehung auf alle dieſe Punkte hat, wie verſi⸗ 
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net Nacht 41. Uhr entſchlief zu einem 
beſſern Leben unſer innigſt geliebter Gatte und 
Vater, der Bürger und Todtengräbermeiſter zu 
St. Eltſabet und St. Barbara, F. G. Weber, 
im vollendeten 65. Lebensjahre. Verwandten 
und Bekannten dies mitthellend bitten um ſtille 
Theilnahme: Die Hinterbliebenen. 


Breslau, den 22. Februar 1852. 
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e Zum Faſtnacht⸗Dienſta empfehl 
15 die ſo allgemein beliebte friſch⸗ 


chert wird, je Präſident die feierlichften Erklärungen abgegeben, und ein Kourier 55 ratwurſt. 6 4 

am vorigen Mittwoch abgegangen, um dieſelben nach Petersburg zu überbringen.“ ie er 7 5 7 1 2. 

— Wee Note iſt geſchrieben worden, ehe die das Vermögen der Orleans bes C. F. Dietrich, Schmiedebrücke ? 

treffenden Dekrete in Petersburg bekannt waren. * 
Petersburg eu Börfenberichte. 


Großbritannien. 

London, 18. Februar. [Engagement engliſcher Arbeiter nach Belgien.] 
Während der vergangenen Woche haben Agenten verſchiedener bedeutender Eiſengieße⸗ 
reien und Maſchinen⸗Fabriken von Lüttich, Verviers, Charleroi, Mons und anderen 
belgiſchen Orten eine Anzahl engliſcher Maſchinenbau⸗Arbeiter und Mechaniker zu hohem 
Tagelohne engagirt. Am Sonnabend ſind 180 bis 200 Arbeiter auf einem zu dieſem 
beſonderen Zwecke gemietheten Dampfer nach Oſtende abgegangen. Wahrſcheinlich wird 
noch eine bedeutende Anzahl folgen. — Wie der torpiſtiſche „Standard“ meldet, hat 
der Lord⸗Kanzler, Lord Truro, von ſeinen Kollegen einen Wink erhalten, daß es ihnen 
angenehm ſein würde, wenn er ſeinen Poſten niederlegte. 

Parlaments⸗ Verhandlungen vom 17. Februar, Oberhaus Sitzung. Der Earl von 
EN um feinen Platz im Haufe zu nehmen. Da er ſich aber weigert, den Su⸗ 
premats⸗Eid zu yet fo ſieht er ſich, nachdem einige Diskuſſion über dieſe Eidesleiftung Statt 
gefunden hat, gendthigt, das Haus zu verlaſſen. Dleſelbe Weigerung hat den Carl von Glan 
carty ſchon mehrere Seſſionen hindurch 1 im Oberhauſe zu ſitzen. Der Earl v. Roden 
lenkt nochmals die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die Distrikte Irlands, in welchen die Ruhe 
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Druck von Graß, Barth u. Comp. (8. Friedrich) in Breslau. 


Berlin, 21. Febr. Die Börfe war fehr feſt und die Courſe ſtellten ſich zum Theil ent 
beſſer; in mecklenburger Eiſenbahn⸗Aktien war wieder ſehr lebhafter Verkehr. f 
Eiſenbahn⸗Aktien. Köln⸗Minden 3½ W 107½ bez., Prior. 4½ & 103% Gl., 
104% Br. Krak⸗Oberſchl. 82 Br., 4% — — Fr. Wilh. Nordb. 4% 37% % bez., 

5 100 Br. Niederſchl. Märk. 314% 94% bez. u. Br, Prior. 4 99 7 bez., Prior. 

bez., 5% Serie III. Prior. 101% bez. u Gl., Prior. Serie IV. 53 105 bei: Ni 
ſchl. Märk. Zweigb. 4% 30 Gl. % Br. Oberſchl. Lie. A. 3% 135% * bez u. 
Litt. B. 34% 121% Br, Prior. 8 — — Rheiniſche 677½ bez. u. Gl. Stargard⸗ Pol, 
Br. % Gl. Geld u. Fonds- Co urſe. Freiw. St.⸗Auleihe 5% 102% bez, St.⸗An 
1850 4½ J 102 bez., div. von 1852 101 , bez; u. Br. St.⸗Schuld.⸗Sch. 34%. 89 


Seehandl.⸗Präm.⸗Sch. 192% bez. Preuß. Bank⸗Antheil⸗ Sch. 98 7 bez. u. Gl. Bhf. 

4% 103% Gl., 36% 94 7 st Poln. Pfodr. 4 96 Br. Polit. Part.⸗Obligat. a 500 b 

4% 85% bez., à 300 Fl. 150 Br. ale al 
51 b 


ien, 21. Febr. 5 ige in B. und A. höher begehrt und letztere heute beſſer 
5 Hige bezahlt. Bankaktien und Anlehenslooſe matt, Norobahnaktien höher und von aue 
152 gemacht. Wechſel etwas höher, ſchließen zur Notiz angeboten. Komptanten unver äh t | 
a Metall, 95%. 4, % SAY; Nordb. 151% ; Hamburg 2 Monat 184; London 3 277 
12. 27 u. 12. 28; Silber 24%. a ö 
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